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Die Große Kreisstadt Öhringen hat sich das Ziel gesetzt, bis 2037 – zum 1.000-jährigen Stadtjubiläum – klimaneutral 

zu werden. Ein zentraler Meilenstein ist dabei die Sicherstellung einer klimaneutralen Stromversorgung. 

Die im Rahmen des Klimaschutzkonzepts durchgeführte Potenzialanalyse hat gezeigt, dass dieses Ziel technisch 

erreichbar ist. Schlüsseltechnologien hierfür sind Sonnenenergie und Windkraft. Eine konkrete 

Umsetzungsmaßnahme stellt daher laut Klimaschutzkonzept die Förderung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen und 

alternativen Photovoltaik-Lösungen dar. Bereits heute trägt Öhringen mit Photovoltaikanlagen auf Dach- und 

Fassadenflächen, bestehenden Freiflächen-Photovoltaikanlagen sowie einer Biogasanlage zur Stromerzeugung aus 

erneuerbaren Quellen bei. Perspektivisch werden auch Windkraftanlagen das Energiesystem ergänzen.  

Im Sinne des Klimaschutzes und der anstehenden Energiewende steht die Stadt einem weiteren Ausbau erneuerbarer 

Energien – insbesondere Freiflächen-Photovoltaikanlagen – positiv gegenüber. Gleichzeitig stärkt die Investition in 

eine nachhaltige Energieversorgung auch den Wirtschaftsstandort Öhringen. 

 

Die Stromproduktion durch Photovoltaik ist jedoch mit einem hohen Flächenbedarf verbunden. Deshalb stellt die 

Bereitstellung geeigneter Flächen eine der größten Herausforderungen im Bereich der zukünftigen Energieerzeugung 

dar. Die nachhaltigste Form der Integration dieser Technologie ist daher die Errichtung von Solaranlagen an und auf 

bestehenden baulichen Anlagen (z. B. Dachflächen, Parkplatzüberdachung etc.). Aus diesem Grund soll bereits 

versiegelter und neu für bauliche Infrastruktur genutzter Fläche stets Vorrang vor der Inanspruchnahme von 

Außenbereichsflächen eingeräumt werden.  

 

Angesichts des Nutzungskonflikts von Freiflächen soll dieser Kriterienkatalog als Instrument bzw. Handreichung zur 

Auswahl geeigneter Flächen für die Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen dienen. Mithilfe des 

Kriterienkatalogs kann grundsätzlich entschieden werden, ob und unter welchen Voraussetzungen sich Flächen für die 

Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen eignen. Neben der Definition der Voraussetzungen für die Errichtung 

von Freiflächen-Photovoltaikanlagen soll dieser Handlungsleitfaden auch eine Übersicht über den Verfahrensablauf 

geben. 

 

Im Folgenden wird für Freiflächen-Photovoltaikanlagen der Begriff FFPV-Anlagen, für Agri-Photovoltaikanlagen der 

Begriff Agri-PV-Anlagen verwendet. 

Als Vorhabenträger gilt die Person bzw. der Personenkreis, der bei der Stadt einen Antrag auf Errichtung einer 

Photovoltaikanlage stellt. Der Vorhabenträger übernimmt die Rolle des Projektverantwortlichen und fungiert als 

Ansprechpartner für alle erforderlichen Abstimmungen. 

 

Privilegierte Freiflächen-Photovoltaikanlagen 

FFPV-Anlagen können in einem Streifen von 200 m entlang von Autobahnen oder Schienenwegen mit mindestens zwei 

Hauptgleisen privilegiert errichtet werden (§ 35 Abs. 1 Nr. 8b BauGB). Weiterhin können FFPV-Anlagen im räumlichen 

Zusammenhang mit einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb oder Gartenbaubetrieb und einer Grundfläche von 
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max. 25.000 qm privilegiert errichtet werden (§ 35 Abs. 1 Nr. 9 BauGB). In beiden Fällen ist kein Bebauungsplan 

notwendig. Für privilegierte Vorhaben ist der nachfolgende Abschnitt über die Verfahrensfreiheit und Kapitel 4.1.2 zu 

berücksichtigen. Die Ausschlusskriterien (Punkt 1.1 und 1.2) sowie die Prüfkriterien unter Punkt 2.1 sind ebenso zu 

beachten. 

 

Verfahrensfreiheit gemäß LBO-Novelle 

Gemäß der LBO-Novelle vom März 2025 ist die Errichtung der FFPV- / Agri-PV-Anlage im privilegierten Bereich 

verfahrensfrei, d. h. es muss kein Bauantrag mehr gestellt werden. Dies betrifft lediglich die Anlage / die Module selbst. 

Davon ausgenommen ist die Errichtung von Zäunen, Trafostationen und Batteriespeichern. Für diese Anlagen ist in 

der Regel ein Bauantrag erforderlich, sofern sie nicht zwingend für den technischen Betrieb notwendig sind.  

Für die verfahrensfreien Bestandteile der FFPV- / Agri-PV-Anlage ist die Berücksichtigung von öffentlich-rechtlichen 

Belangen vom Vorhabenträger selbst zu prüfen, ebenso die erforderlichen Abstimmungen mit den berührten Trägern 

öffentlicher Belange. 

Eine Checkliste zu öffentlich-rechtlichen Belangen und Ansprechpartnern ist auf der Homepage der Stadt Öhringen 

unter www.oehringen.de/unsere-stadt/klima-und-energie/erneuerbare-energien einsehbar. 

 

Die Verfahrensfreiheit gemäß LBO Novelle bezieht sich auch auf die Umsetzung von FFPV- / Agri-PV-Anlagen, für die 

ein Bebauungsplanverfahren erforderlich ist. Nach Abschluss des Bebauungsplanverfahrens (Satzungsbeschluss / 

Rechtskraft) ist für die Errichtung einer FFPV- / Agri-PV-Anlage ebenfalls kein Bauantrag mehr erforderlich. 

Ausgenommen davon ist nach LBO Novelle die Errichtung von Trafostationen und Batteriespeichern. Für diese Anlagen 

ist in der Regel ein Bauantrag erforderlich, sofern sie nicht zwingend für deren technischen Betrieb notwendig sind. 

Die Einhaltung öffentlich-rechtlicher Belange wurde bei einem abgeschlossenen Bebauungsplanverfahren bereits auf 

Bebauungsplanebene geprüft. 

 

  

http://www.oehringen.de/unsere-stadt/klima-und-energie/erneuerbare-energien
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1. Ausschlusskriterien 
 

1.1 Ausschlussgebiete 

Auf folgenden Flächen ist die Errichtung von FFPV- und Agri-PV-Anlagen grundsätzlich ausgeschlossen:  

 Siedlungsflächen gemäß Flächennutzungsplan 

 Waldflächen 

 Naturschutzgebiete nach § 23 BNatSchG und NATURA 2000 - Gebiete 

 Gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG 

 Flächenhafte Naturdenkmale nach § 28 BNatSchG 

 

1.2 Abstände 

 Mindestens 30 m Abstand zu Waldflächen nach § 4 Abs. 3 LBO BW 

 Mindestens 10 m Freihalteabstand zu Gewässern 1. Ordnung 

 Abstand zu Straßentrassen einschließlich Anbauverbotszonen:  

o 40 m zur Bundesautobahn 

o 20 m zur Bundesstraße 

o 20 m zu Landesstraße 

o 15 m zu Kreisstraße 

o 5 - 10 m zur Eisenbahn 

 Abstand zu Trassen für Freileitungen gemäß Vorgabe des jeweiligen Versorgungsträgers 

 

 

2. Prüfkriterien 
 

2.1 Landwirtschaftliche Bodenqualität – Vorrangflur und Vorrangpotenzial im Regionalen Grünzug 

Gemäß der Teilfortschreibung Solarenergie des Regionalverbands Heilbronn-Franken (Rechtskraft seit 15.08.2025) 

werden zum Schutz von landwirtschaftlich hochwertigsten Flächen Acker- und Grünlandflächen, die gleichzeitig als 

Vorrangflur und Vorrangpotenzial eingestuft sind, von der Nutzung mit FFPV-Anlagen ausgeschlossen. Grundlage ist 

hierfür die Flurbilanz 2022. 

Ausnahme: Die Errichtung einer FFPV-Anlage ist nur in Form einer Agri-PV-Anlage zulässig (Landwirtschaft im Sinne 

der DIN SPEC stellt vorrangige Nutzung dar). 

 

2.2 Landwirtschaftliche Bodenqualität – Ackerzahl 

Zum Schutz von landwirtschaftlich besonders wertvollen Flächen werden Ackerflächen mit einer Ackerzahl ab 60 von 

der Nutzung mit Freiflächenphotovoltaikanlagen ausgeschlossen.  

Der Vorhabenträger benötigt eine Bestätigung der Ackerzahl vom Vermessungsamt Hohenlohekreis. 

Ausnahmen: 

 mindestens 50 % der Fläche für Agri-Photovoltaik  

 mindestens 10 % Eigenstrom-Nutzung 

 Berücksichtigung anderer, besonders nachhaltiger Aspekte 

 

2.3 Vorbehaltsgebiete FFPV Teilfortschreibung Solarenergie 

Für die ausgewiesenen Vorbehaltsgebiete FFPV der Teilfortschreibung Solarenergie des Regionalverbands Heilbronn-

Franken gelten die Vorgaben des vorliegenden Kriterienkatalogs und sind weiterhin anzuwenden. 
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2.4 Regionale Wertschöpfung 

Um sicherzustellen, dass der Gewerbesteuerertrag der FFPV- / Agri-PV-Anlage in voller Höhe der Stadt zufließt, muss 

der Sitz des Solarparkbetreibers in Öhringen sein.  

 

2.5 Ökologische Aspekte 

Zur Förderung der ökologischen Nachhaltigkeit sowie zum Erhalt und der Berücksichtigung der Artenvielfalt sollen 

zusätzlich zu den erforderlichen naturschutzfachlichen Maßnahmen bzw. Ausgleichsmaßnahmen, die im 

Bebauungsplan festgesetzt werden, weitere ökologische Aspekte im Bereich der geplanten FFPV-Anlagen vorgesehen 

und umgesetzt werden.  

Die Maßnahmen sollen der zusätzlichen Aufwertung der Flächen dienen und den Arten- und Naturschutz fördern. 

Somit kann durch die Errichtung einer FFPV-Anlage ein wertvoller und über die naturschutzfachlichen Anforderungen 

hinausgehender Beitrag zum Schutz von Natur und Landschaft geleistet werden.  

Die Wahl der jeweiligen Maßnahmen ist projektabhängig mit der Stadt und ggf. mit einem Fachgutachter 

abzustimmen. 

 

Im Bebauungsplan werden grundsätzlich folgende Maßnahmen festgesetzt: 

 Umzäunung der Anlage mit Wildtierdurchlässigkeit (u. a. Rehdurchschlupf, Kleintiere)  

 Verzicht auf Pflanzenschutzmittel  

 Extensive Bewirtschaftung (ökologische und artenschutzfördernde Pflege der Fläche) 

 

Darüber hinaus können freiwillig folgende ökologische Aspekte umgesetzt werden. Diese sind ebenfalls im 

Bebauungsplan verbindlich festzusetzen.  

 Beweidung mit Schafen 

 Blühstreifen 

 Nisthilfen 

 Insektenhotels 

 Offene Bodenbereiche für Wildbienen  

 Lockere Hecken-/ Strauchbepflanzungen 

 Eidechsenzellen 

 Anlegen eines 3 m breiten Pflanzstreifens außerhalb der Umzäunung der FFPV-Anlage 

 Andere Maßnahmen in Abstimmung mit der Stadt 

 

Ausnahme: Das Prüfkriterium ökologische Aspekte findet aufgrund der vorrangigen landwirtschaftlichen Nutzung für 

Agri-PV-Anlagen keine Anwendung. Erforderliche natur- und artenschutzrechtliche Kompensationsmaßnahmen 

bleiben hiervon unberührt. 

 

2.6 Zusage Netzanschluss 

Zusage durch den Netzbetreiber zur Netzanbindung, zur Anschlussleistung und zum Netzanschlusspunkt. Der Stadt ist 

regelmäßig Auskunft über die Aufrechterhaltung der Reservierung des Netzanschlusspunktes zu geben. 

 

2.7 Rückbauverpflichtung 

Der Vorhabenträger ist nach Beendigung der Stromerzeugung und dauerhafter Nutzungsaufgabe zum vollständigen 

Rückbau der FFPV-Anlage und der dazugehörigen Infrastruktur verpflichtet, wenn diese über einen Zeitraum von 24 

Monaten keinen Strom erzeugt hat, spätestens jedoch nach 40-jähriger Betriebsdauer. Des Weiteren gelten folgende 

Bestimmungen: 

 Der Rückbau der Anlage ist innerhalb von 6 Monaten durchzuführen.  

 Auf Antrag ist eine Weiterführung der Nutzung nach Ablauf der 40-jährigen Nutzungsdauer möglich; die 

Entscheidung über den Antrag obliegt der Stadt.  
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 Die Durchführung des Rückbaus ist durch Eintragung einer Baulast gegenüber der Stadt abzusichern. 

 Der Rückbau umfasst auch die Wiederherstellung des ursprünglichen Zustands der landwirtschaftlichen 

Nutzfläche und ggf. einen Ausgleich der zwischenzeitlich sich entwickelten höherwertigen Flächenfunktion 

nach den geltenden rechtlichen Vorgaben (Naturschutz und Landwirtschaft). Dies gilt nicht für Agri-PV-

Anlagen. 

 Nach erfolgtem Rückbau ist der Bebauungsplan auf Kosten des Vorhabenträgers aufzuheben.  

 

Weitere Regelungen zum Rückbau werden im städtebaulichen Vertrag getroffen (u. a. Voraussetzungen für den 

Weiterbetrieb, Anforderungen an die Durchführung, Rückabwicklung mit Aufhebung des Bebauungsplans). 

 

Die oben aufgeführten Prüfkriterien sind vom Vorhabenträger zu berücksichtigen und in den Antragsunterlagen 

nachzuweisen.  

 

 

3. Selbstverpflichtung des Vorhabenträgers 

Zur Stärkung der Energiewende und Förderung der Akzeptanz von erneuerbaren Energien beabsichtigt die Stadt mit 

dem Vorhabenträger den Abschluss eines „Vertrags zur finanziellen Beteiligung von Kommunen an Freiflächenanlagen 

gem. § 6 Abs. 1 Nr. 2 EEG (Erneuerbare-Energien-Gesetz) 2023“ nach dem Satzungsbeschluss des Bebauungsplans. 

 

4. Formale Voraussetzung 

 
4.1 Vorgehensweise zur Errichtung einer FFPV-Anlage /Agri-PV-Anlage 

Die geplante Errichtung einer FFPV- / Agri-PV-Anlage ist grundsätzlich mit der Stadt abzustimmen. 

 

4.1.1 Errichtung im Außenbereich als Bebauungsplan  

Anfrage Vorhabenträger zur Errichtung einer FFPV-Anlage / Agri-PV-Anlage 

Folgende Unterlagen sind bei der Stadt einzureichen: 

 Lageplan mit Darstellung des geplanten Vorhabens 

 Nachweis über die Einhaltung / Beachtung der Ausschluss- und Prüfkriterien 

 Nachweis über die Zusage des Netzanschlusses 

Nach eingehender Prüfung der Unterlagen erhält der Vorhabenträger Rückmeldung, ob und wann das Vorhaben dem 

Energie- und Klimaschutzausschuss zur Vorberatung und dem Gemeinderat zur Fassung des Aufstellungsbeschlusses 

vorgelegt wird.  

Sofern der Gemeinderat dem Vorhaben zustimmt und er den Aufstellungsbeschluss gefasst hat, ist das 

Bebauungsplanverfahren förmlich eingeleitet. 

 

Ausarbeitung / Erstellung der Bebauungsplanunterlagen  

Der Vorhabenträger beauftragt ein qualifiziertes Planungsbüro mit der Ausarbeitung des Bebauungsplans sowie der 

erforderlichen Gutachten. Dabei sind die Prüfkriterien unter Punkt 2 zu beachten. Eine frühzeitige Abstimmung mit 

Fachbehörden kann im Einzelfall erforderlich / sinnvoll sein. 
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Städtebaulicher Vertrag 

Vor Fassung des Aufstellungsbeschlusses werden im Rahmen einer „Verpflichtungserklärung und Vorvereinbarung“ 

die wesentlichen Projektvoraussetzungen und -anforderungen (u. a. Regelungen über die Umsetzung der 

vorstehenden Prüfkriterien) zwischen dem Vorhabenträger und der Stadt festgelegt. Neben der Zusage des 

Vorhabenträgers zur Einhaltung dieser Punkte verpflichtet er sich insbesondere zur Umsetzung des Projekts auf eigene 

Kosten und Verantwortung. Im weiteren Verlauf des Bebauungsplanverfahrens wird ein städtebaulicher Vertrag 

abgeschlossen, der die Inhalte der „Verpflichtungserklärung und Vorvereinbarung“ konkretisiert und ergänzt sowie 

die Umsetzung der beabsichtigten Festsetzungen des Bebauungsplans und der erforderlichen 

Erschließungsmaßnahmen sicherstellen soll.  

 

Änderung des Flächennutzungsplans im Parallelverfahren 

Die Aufstellung eines Bebauungsplans zur Errichtung einer FFPV-Anlage entspricht in der Regel nicht den Darstellungen 

des Flächennutzungsplans. Daher ist eine Änderung des Flächennutzungsplans im Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 

BauGB erforderlich. 

Der Vorhabenträger beauftragt daher das Planungsbüro ebenfalls mit der Vorbereitung der Unterlagen zur Änderung 

des Flächennutzungsplans.  

Ausnahme: Sofern der Bebauungsplan für die Errichtung einer Agri-PV-Anlage aufgestellt wird, kann von der Änderung 

des Flächennutzungsplans abgesehen werden. Die Gründe hierfür sind im Bebauungsplan plausibel darzulegen und 

auszuarbeiten. 

 

Rückabwicklung / Aufhebung des Bebauungsplans 

Der Bebauungsplan ist auf Kosten des Vorhabenträgers im gesetzlichen Verfahren aufzuheben, sobald der Rückbau 

der FFPV-Anlage / Agri-PV-Anlage erfolgt ist oder sofern ein berechtigtes Interesse begründet werden kann (z. B. 

Unwirksamkeit Bebauungsplan, Freimachen Flächenpotenzial für FFPV-Anlagen bei Flächenbedarf / 

- kontingentierung). Im städtebaulichen Vertrag werden die Voraussetzungen hierfür definiert und weitere 

Regelungen über die Aufhebung getroffen. 

 

4.1.2 Errichtung im Außenbereich als privilegiertes Vorhaben 

Die geplante Errichtung einer FFPV- / Agri-PV-Anlage ist grundsätzlich mit der Stadt abzustimmen. 

Anfrage Vorhabenträger zur Errichtung einer FFPV-Anlage / Agri-PV-Anlage 

Ein Lageplan mit Darstellung des geplanten Vorhabens ist bei der Stadt einzureichen. Nach eingehender Prüfung der 

Unterlagen erhält der Vorhabenträger Rückmeldung, ob die Anlage am vorgesehenen Standort errichtet werden kann. 

 

Prüfung der Anlage bezüglich der Verfahrensfreiheit 

Vorlage weiterer Vorhabensunterlagen zur geplanten Errichtung der FFPV- bzw. Agri-PV-Anlage u. a. mit Angabe von 

Lage und Größe geplanter Trafostationen, Batteriespeicher und Zaunanlagen. 

Die Stadt prüft, ob das Vorhaben gemäß den Vorgaben der LBO verfahrensfrei errichtet werden kann bzw. ob ein 

Bauantrag erforderlich ist. 
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4.2 Gebühren und Kosten  

 

4.2.1 Allgemein  

Sämtliche mit dem Projekt und mit der Einhaltung und Umsetzung der Prüfkriterien im Zusammenhang entstehenden 

Kosten (z. B. Herstellung einer gesicherten Erschließung, Einrichtung der Leitungsinfrastruktur, Dienstbarkeiten, 

Baulastübernahmeerklärung, Grundstückbereitstellung, Versicherungen, Genehmigungen, evtl. Folgekosten) sind vom 

Vorhabenträger zu übernehmen (kostenneutrale Baulandentwicklung für die Stadt). 

 

4.2.2 Grundgebühr zur Vorbereitung des Verfahrens bis zum Aufstellungsbeschluss 

Für den Verwaltungsaufwand der Stadt und sämtliche ihr entstehenden Kosten im Zuge des Aufstellungsbeschlusses 

ist eine pauschale Grundgebühr i. H. v. 1.000 € zu entrichten. 

 

4.2.3 Grundgebühr zur weiteren Durchführung des Bauleitplanverfahrens  

Für das weitere Bauleitplanverfahren wird eine pauschale Kostenerstattung mit einer Grundgebühr  

i. H. v. 2.000 € und zusätzlich 1.000 € pro angefangenen Hektar einer FFPV-Anlage (gerundet auf volle tausend Euro) 

fällig. Aufgrund des etwa doppelten Flächenbedarfs einer Agri-PV-Anlage (zur landwirtschaftlichen Nutzung) beträgt 

die flächenbezogene Gebühr lediglich 500 € pro angefangenen Hektar.  

 

 

5. Freiflächen-Solarthermie 

Die Regelungen dieses Ablaufplans für Freiflächen-Photovoltaikanlagen sind grundsätzlich auch für Freiflächen-

Solarthermieanlagen anzuwenden. Abweichende Faktoren wie beispielsweise der notwendige Wärmespeicher und 

die maximale Entfernung zum Siedlungsbereich werden im Einzelfall mit den Vorhabenträgern abgestimmt.  

 

 

6. Hinweise 

Mit dem Beschluss des vorliegenden Kriterienkatalogs ermöglicht der Gemeinderat, dass die Verwaltung die Eignung 

von Freiflächen-Photovoltaikvorhaben bzw. deren Standorte anhand einheitlicher, transparenter Vorgaben prüfen 

kann. Sobald ein Vorhaben nachweislich alle notwendigen Kriterien erfüllt, kann die Verwaltung in Zusammenarbeit 

mit dem Vorhabenträger und dem beauftragten Planungsbüro den Aufstellungsbeschluss für ein 

Bebauungsplanverfahren sowie ggf. die dazugehörige Änderung des Flächennutzungsplanes vorbereiten.  

Der Gemeinderat kann unabhängig von den oben genannten Anforderungen im Einzelfall den Aufstellungsbeschluss 

ablehnen oder ein laufendes Bebauungsplanverfahren einstellen. Ein Anspruch auf Aufstellung eines Bebauungsplans 

oder Durchführung eines Bebauungsplanverfahrens besteht grundsätzlich nicht und kann auch nicht aufgrund dieses 

Kriterienkatalogs begründet werden. Haftungs-, Schadensersatz- oder sonstige Ansprüche des Vorhabenträgers 

gegenüber der Stadt sind ausgeschlossen.  

Ergänzend zu den vorgenannten Prüfschritten ist im Rahmen des Bauleitplanverfahrens zu berücksichtigen, dass im 

Einzelfall weitergehende Abstimmungen mit den zuständigen Behörden bzw. der Stadt erforderlich sein können. Dies 

betrifft insbesondere folgende Belange: 

 Limesverlauf UNESCO-Weltkulturerbe 

 Flächen zur Siedlungsentwicklung (z. B. Wohnen und Gewerbe) 

 Flurneuordnungsverfahren / Umlegungsverfahren 

 Vorrang- und Vorbehaltsgebiete des Regionalverbands 

 Geschützte Bestandteile von Natur und Landschaft, die nicht unter Kapitel 1.1 aufgeführt sind 
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Sofern die oben genannten Flächen betroffen sind, hat der Vorhabenträger dies in den Antragsunterlagen darzulegen. 

Für den Fall eines Wechsels des Vorhabenträgers hat dieser die Einhaltung des Kriterienkatalogs durch seinen 

Rechtsnachfolger sicherzustellen. Die mit dem Vorhaben einhergehenden Verbindlichkeiten sind auf den 

Rechtsnachfolger zu übertragen. Die Fortführung durch den Rechtsnachfolger bedarf der Zustimmung der Stadt und 

wird im Einzelnen im städtebaulichen Vertrag geregelt.  

Die Stadt kann aufgrund sich ändernder Voraussetzungen den Kriterienkatalog jederzeit anpassen und fortschreiben. 

 

 

Aufgestellt, Öhringen den 24.02.2026 Bekanntgemacht, Öhringen den 06.03.2026 

 


